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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Rezzo Schlauch und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/8142 — 


Politische Beamte im einstweiligen Ruhestand seit 1982 


In bestimmten Funktionen dürfen die Regierungen in Bund und Ländern 
sog. „politische Beamte" einsetzen, die jederzeit ohne Angabe von 
Gründen in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können. Auf 
Bundesebene ist dies in § 36 Bundesbeamtengesetz (BBG) geregelt für 

1 . Staatssekretäre und Ministerialdirektoren, 

2. Beamte des höheren Dienstes im auswärtigen Dienst von der Besol- 
dungsgruppe A 16 an aufwärts, 

3. Beamte des höheren Dienstes des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und des Bundesnachrichtendienstes von der Besoldungs- 
gruppe A 16 an aufwärts, 

4. den Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 
dessen Stellvertreter und den Stellvertretenden Regierungssprecher, 

5. den Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof und den Ober- 
bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht, 

6. den Bundesbeauftragten für den Zivildienst, 

7. Beamte des höheren Dienstes in der Ständigen Vertretung der Bun- 
desrepubhk Deutschland bei der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik von der Besoldungsgruppe B 3 an aufwärts. 

Sinn dieser beamtenrechtlichen Ausnahmeregelung ist es, der Regie- 
rung die Möglichkeit einzuräumen, an der Nahtstelle zwischen Politik 
und Verwaltung Beamte einzusetzen, die mit den grundsätzlichen poli- 
tischen Ansichten und Zielen der Regierung in besonderem Maße über- 
einstimmen, zu denen damit ein besonderes Vertrauensverhältnis be- 
steht. Ist dieses Vertrauensverhältnis zerstört, hat sich der Beamte z. B. 
aus persönhchen oder fachlichen Gründen als ungeeignet erwiesen, 
dann kann er in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. Willkür- 
üche oder unsachhche Gründe, wie die Übernahme von Tätigkeiten au- 
ßerhalb des Beamtenverhältnisses (z. B. in Wirtschaftsuntemehmen, in 
einer Partei oder Fraktion) sind unzulässig (Plog/Wiedow, BBG, § 36 
Rn. 7). 

Beaniten, die in den einstweihgen Ruhestand versetzt wurden, stehen für 
eine Übergangszeit von drei Monaten die voUen letzten Dienstbezüge zu 
und während der darauffolgenden fünf Jahre des einstweiligen Ruhe- 
stands ein Ruhegehalt in Höhe von 75 % der Bezüge. Der einstweihge 
Ruhestand endet mit dem endgültigen Ruhestand oder durch eine er- 
neute Berufung in das Beamtenverhältnis. Dieser erneuten Berufung 
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muß der Beamte aber nur folgen, wenn ihm im Dienstbereich seines 
ehemaligen Dienstherm mindestens eine gleichwertige Aufgabe über- 
tragen werden kann (§§ 39f.). 

Während in den ersten Jahren der Bundesrepublik Deutschland von dem 
Instrument des einstweiligen Ruhestands nur wenig Gebrauch gemacht 
wurde, stieg die Zahl der politisch motivierten Versetzungen insbe- 
sondere in der Folge der Regierungswechsel von 1969 und 1982 (Derlien, 
Einstweiliger Ruhestand poUtischer Beamter des Bundes 1949 bis 1983, 
DÖV 1984, 689 ff.). 

Allein von 1982 bis 1996 sind im Bereich der Bundesregierung 
24 Staatssekretäre in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden, die 
zum Teil nur wenige Monate im Amt waren. Eine Anfrage unserer Frak- 
tion ergab, daß bis 1995 für die Versorgung dieser untätigen Spitzen- 
beamten insgesamt über 16 Mio. DM aufgewendet werden mußten. Al- 
lein in diesem Jahr schlagen die Versorgungsleistungen mit 1,98 Mio. 
DM zu Buche (Drucksache 13/4259). 


Vorbemerkung 

Für den demokratischen Rechtsstaat liegt die Bedeutung des Be- 
rufsbeamtentums darin, in der Dynamik des politischen Kräfte- 
spiels die Beständigkeit der Verwaltung aufrechtzuerhalten. Des- 
halb werden die Beamten grundsätzlich auf Lebenszeit angestellt. 

Die rechtliche Möglichkeit, Beamte auf Lebenszeit in den einst- 
weiligen Ruhestand zu versetzen, ist eine Ausnahme von dem be- 
amtenrechtlichen Grundsatz, daß ein Beamter auf Lebenszeit ge- 
gen seinen Willen nur bei Erreichen der Altersgrenze oder bei 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden kann. Ent- 
sprechend diesem Ausnahmecharakter ist im Bundesbeamten- 
gesetz der Kreis der betroffenen Beamten gesetzlich festgelegt 
und relativ klein. So waren am Stichtag, 30. Juni 1997, von den im 
Bundeshaushalt für Bundesbeamte ausgebrachten 141 036 Plan- 
stellen lediglich 636 mit politischen Beamten (ohne Staats- 
sekretäre) besetzt. Gleichwohl hat sich die Bundesregierung in 
den Eckpunkten zur weiteren Umsetzung des Versorgungsbe- 
richts u. a. die Verringerung der Zahl der politischen Beamten zum 
Ziel gesetzt: Im auswärtigen Dienst sollen künftig neben den 
Staatssekretären und Ministerialdirektoren lediglich sonstige Be- 
amte des höheren Dienstes von der Besoldungsgruppe B 3 an 
aufwärts sowie Botschafter in der Besoldungsgruppe A 16 und bei 
den Sicherheitsdiensten nur noch die Beamten des höheren Dien- 
stes von der Besoldungsgruppe B 6 an aufwärts zum Kreis der sog. 
politschen Beamten gehören. Dies wird dazu führen, daß sich die 
Zahl der politischen Beamten ganz erheblich verringern wird, und 
zwar um insgesamt 247 auf 389, das heißt eine Verringerung um 
39v.H.. 

Seit dem 2. Oktober 1982 wurden 71 politische Beamte (ohne 
Staatssekretäre) in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Im Ver- 
gleich: In der Zeit vom 1. Januar 1969 bis zum 1. Oktober 1982 
sind 129 politische Beamte (ohne Staatssekretäre) in den einst- 
weiligen Ruhestand versetzt worden. 

Mit der Rechtsstellung der sog. politischen Beamten ist inhaltlich 
eine Schwächung des Beamtenverhältnisses auf Lebenzeit ver- 
bunden. Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte 
kann sich auf die ihn unerwartet treffende Veränderung im 
Grunde genommen nicht rechtzeitig einstellen; anders als bei der 
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Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit des Beamten liegt die 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand in erster Linie in der 
Sphäre des Dienstherrn und ist häufig durch einen politischen 
Wechsel bedingt. Zugleich sind politische Beamte aber gesetzlich 
verpflichtet, einer erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis 
Folge zu leisten, was sie beim Aufbau einer anderen beruflichen 
Existenz beachten müssen. Zum Ausgleich dieser Benach- 
teiligungen hat der Gesetzgeber aus verfassungsrechtlichen 
Gründen im Besoldungs- und Versorgungsrecht besondere Rege- 
lungen für in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte ge- 
schaffen, an denen modifiziert festzuhalten ist. 

Im übrigen wird die Kleine Anfrage vor allem aufgrund der An- 
gaben der beteiligten obersten Bundesbehörden und jeweils be- 
zogen auf den 30. Juni 1997, der aus Gründen der Einheitlichkeit 
als Stichtag zugrunde gelegt ist, wie folgt beantwortet: 


1 . Wie viele politische Beamte (ohne Staatssekretäre) wurden - jeweils 
aufgeschlüsselt nach Jahr und Ressort (einschließlich Bundes- 
kanzleramt, Bundespresseamt, Bundespräsidialamt) - seit 1982 in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt? 

2. Wie viele politische Beamte (ohne Staatssekretäre) wurden - auf- 
geschlüsselt nach Ressort (einschließlich Bundeskanzleramt, Bun- 
despresseamt, Bundespräsidialamt) und den Funktionen in § 36 
Abs. 1 Nr. 1 bis 7 BBG bzw. für § 36 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7 BBG nach 
Besoldungsgruppen - seit 1982 in den einstweihgen Ruhestand 
versetzt? 

3. Wie viele politische Beamte (ohne Staatssekretäre) wurden - auf- 
geschlüsselt nach Jahr und den Funktionen in § 36 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 
BBG bzw. für § 36 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7 BBG nach Besoldungs- 
gruppen - seit 1982 in den einstweihgen Ruhestand versetzt? 


Seit 2. Oktober 1982 wurden 71 sog. politische Beamte des Bundes 
(ohne Staatsekretäre) in den einstweiligen Ruhestand versetzt. 
Die erbetenen Einzelangaben enthält die nachstehende Auf- 
stellung; soweit der Kreis der betroffenen Beamten nicht aus- 
drücklich angegeben ist, handelt es sich um den gemäß § 36 
Abs. 1 Nr. 1 BBG (ohne Staatssekretäre): 
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Jahr 

Ressort 

Anzahl 

Funktionen/BesGr 

1982 

BK 

2 



BMF 

3 



BMA 

3 



BMVg 

4 



BMJFG 

2 



BMV 

2 



BMPT 

2 



BMBau 

2 



BMFT 

2 



BMBW 

1 



BMZ 

2 



BPA 

1 



BMI 

3 


1983 

BK 

2 



BML 

1 



BMA 

1 



BMJFG 

1 

§36 Abs. INr. 6BBG 


BMZ 

1 



BMI 

2 

davon 1 § 36 Abs. 1 




Nr. 3 BBG/B 9 

1985 

BK 

1 

§ 36 Abs. 1 Nr. 3 BBG/B 9 


AA 

1 

§36 Abs. INr. 2BBG/A 16 


BMA 

1 


1986 

BMFT 

1 


1987 

BK 

1 

§ 36 Abs. 1 Nr. 3 BBG/A 16 


AA 

1 



BMF 

1 



BMBau 

i 



BPA 

1 



BMI 

1 

§ 36 Abs. 1 Nr. 3 BBG/B 6 

1988 

BMF 

1 



BMBW 

1 


1989 

BK 

1 


1991 

BK 

1 



BMFJ 

1 



BMG 

1 



BMV 

2 



BMBau 

1 



BMB 

1 


1992 

BMVg 

1 


1993 

BMJ 

1 

§ 36 Abs. 1 Nr. 5 BBG 


BMVg 

2 



BMG 

1 



BMI 

2 


1994 

BPrA 

1 



BMFSFJ 

1 



BMPT 

1 


1995 

BMWi 

1 



BMBF 

1 



BPA 

1 


1996 

BK 

1 

§ 36 Abs. 1 Nr. 3 BBG/B 9 
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4. Wie viele Beamte wurden seit 1982 in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt, die erst in diesem Zeitraum auf den Posten eines politi- 
schen Beamten berufen wurden - auf geschlüsselt nach Jahr und 
Ressort (einschließlich Bundeskanzleramt, Bundespresseamt, Bun- 
despräsidialamt) ? 


Von den seit 2. Oktober 1982 in ihr Amt berufenen politischen 
Beamten (ohne Staatssekretäre) wurden 21 in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt. Die erbetenen Einzelangaben enthält die 
nachstehende Aufstellung: 


Jahr 

Ressort 

Anzahl 

1982 

- 

- 

1983 

- 

- 

1984 

- 

- 

1985 

BMA 

1 

1986 

- 

- 

1987 

BMF 

1 


BMI 

1 

1988 

BMBF 

1 

1989 

BK 

1 

1990 

- 

- 

1991 

BK 

1 


BMBau 

1 


BMFJ 

1 


BMG 

1 


BMV 

1 


BMPT 

1 


BMI 

1 

1992 

- 

- 

1993 

BMJ 

1 


BMVg 

2 


BMI 

2 

1994 

BPrA 

1 


BMFSFJ 

1 

1995 

BMWi 

1 


BPA 

1 

1996 


- 

1997 

- 

- 


5. Wie lauten die Namen der seit 1982 in den einstweiügen Ruhestand 
versetzten Ministerialdirektoren (§ 36 Abs. 1 Nr. 1 BBG), Presse- 
sprecher (§ 36 Abs. 1 Nr. 4 BBG), General- und Oberbundesanwälte 
(§ 36 Abs. 1 Nr. 5 BBG) sowie Bundesbeauftragten für den Zivil- 
dienst (§ 36 Abs. 1 Nr. 6 BBG), und wie lange waren sie jeweils zum 
Zeitpunkt ihrer Versetzung in einer Funktion gemäß § 36 im Dienst? 


Die Bundesregierung sieht aus Rücksicht gegenüber den Be- 
troffenen - auch wegen des unauflösbaren Zusammenhangs mit 
der Antwort zu Frage 7 - in diesem Rahmen von einer nament- 
lichen Auflistung ab. 

Im übrigen ergeben sich die erbetenen Angaben aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung; hierbei ist darauf hinzuweisen, 
daß den Zeiten einer Funktion nach § 36 BBG in der Regel lange 
Zeiten in anderen Funktionen vorangehen: 
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Anzahl der Beamten 

Amtsdauer 


Jahre 

volle Monate 

1 

22 

- 

1 

18 

3 

1 

16 

1 

1 

14 

6 

1 

13 

6 

1 

12 

8 

1 

12 

3 

1 

12 

2 

1 

12 

- 

1 

11 

7 

2 

10 

9 

1 

10 

2 

1 

10 

1 

2 

9 

10 

1 

9 

6 

1 

9 

- 

1 

8 

11 

2 

8 

5 

2 

8 

4 

1 

7 

9 

1 

7 

8 

1 

7 

- 

1 

6 

7 

1 

6 

6 

2 

6 

2 

1 

6 

1 

1 

5 

10 

1 

5 

8 

1 

5 

4 

1 

4 

10 

1 

4 

9 

1 

4 

5 

1 

4 

3 

1 

4 

1 

1 

4 

- 

1 

3 

9 

1 

3 

7 

1 

3 

6 

1 

3 

5 

1 

3 

4 

2 

3 

3 

1 

3 

2 

2 

3 

1 

2 

3 

- 

1 

2 

11 

1 

2 

9 

1 

2 

5 

1 

2 

- 

1 

1 

10 

2 

1 

9 

1 

1 

6 

1 

1 

3 

1 

1 

2 

1 

- 

6 

1 

- 

5 
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6. Wie lange waren die übrigen politischen Beamten zum Zeitpunkt 
ihrer Versetzung bereits in einer Funktion gemäß § 36 im Dienst? 


Die Angaben für die übrigen 7 politischen Beamten (ohne Staats- 
sekretäre) lauten wie folgt: 


Anzahl 

Amtsdauer 

Jahre 

volle Monate 

1 

17 

5 

1 

15 

6 

1 

13 

1 

1 

9 

6 

1 

5 

5 

1 

5 

- 

1 

3 

- 


7. Wie alt waren die Beamten, die seit 1982 in den einstweiligen Ru- 
hestand versetzt wurden, zum Zeitpunkt ihrer Versetzung - aufge- 
schlüsselt nach Ressort (einschließlich Bundeskanzleramt, Bundes- 
presseamt, Bundespräsidialamt) und Jahr? 


Die erbetenen Einzelangaben (ohne Staatssekretäre) enthält die 
nachstehende Übersicht: 
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Jahr 

Ressort 

Lebensalter 

1982 

BMJFG 

64 


BMPT 

62 


BMZ 

59 


BMA 

58 


BK 

55 


BMF 

55 


BMVg 

55 


BMJFG 

54 


BMA 

53 


BMVg 

53 


BMV 

53 


BMI 

53 


BMI 

53 


BK 

52 


BMBau 

52 


BMBW 

52 


BMF 

51 


BMVg 

51 


BPA 

51 


BMFT 

49 


BMZ 

49 


BMV 

47 


BMA 

46 


BMFT 

46 


BMBau 

42 


BMPT 

41 


BMVg 

40 


BMI 

40 


BMF 

39 

1983 

BK 

60 


BK 

60 


BML 

56 


BMJFG 

55 


BMI 

55 


BMA 

54 


BMB 

54 


BMZ 

51 

1985 

AA 

60 


BK 

48 


BMA 

45 

1986 

BMFT 

60 

1987 

BPA 

63 


BMBau 

60 


AA 

59 


BMF 

50 


BMI 

49 

1988 

BMBW 

55 


BMF 

53 

1989 

BK 

58 


BK 

54 

1991 

BMV 

61 


BK 

60 


BMV 

60 


BMBau 

60 


BMG 

57 


BMI 

50 


BMFJ 

47 

1992 

BMVg 

60 

1993 

BMVg 

60 


BMG 

60 


BMI 

56 


BMJ 

55 


BMVg 

53 


BMI 

53 

1994 

BMFSFJ 

64 


BPrA 

50 


BMPT 

44 

1995 

BMBF 

62 


BPA 

60 


BMWi 

53 

1996 

BK 

61 
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8. Welches sind die zehn häufigsten Gründe, mit denen Beamte, die 
erst nach 1982 in ein politisches Amt gemäß § 36 BBG berufen wur- 
den, seitdem in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurden? 

9. Wie viele Versetzungen wurden damit in den einzelnen Ressorts 
(einschließlich Bundeskanzleramt, Bundespresseamt, Bundesprä- 
sidialamt) begründet? 


Versetzungen in den einstweiligen Ruhestand werden ohne An- 
gabe von Gründen ausgesprochen. 


10. Haben Beamte gegen ihre Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand Widerspruch bzw. Klage eingelegt, und in wie vielen Fällen 
waren diese Rechtsmittel erfolgreich? 


In einigen Fällen (ohne Staatssekretäre) wurden Rechtsmittel ein- 
gelegt; sie waren bislang erfolglos. 


11. Wie hoch ist die absolute Summe der seit 1982 auf gewendeten Ver- 
sorgungsbezüge für Beamte im einstweiligen Ruhestand? 

12. In welcher Höhe werden in diesem Jahr Versorgungsbezüge für 
Beamte im einstweihgen Ruhestand fällig? 


Im Jahr 1997 werden voraussichtlich 3,94 Mio. DM an Versor- 
gungsbezügen für Beamte im einstweihgen Ruhestand gezahlt. 

Die absolute Summe der Versorgungsbezüge, die für seit 1982 in 
den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte bis Ende 1997 ge- 
zahlt wird, beläuft sich für den Zeitraum von mehr als 15 Jahren 
auf rd. 64,36 Mio. DM. Das sind ca. 0,02 vH. der gesamten Ver- 
sorgungsausgaben des Bundes (einschließlich Bahn und Post). Die 
aufgeführten Versorgungsbezüge beruhen im übrigen auch auf 
vor Übernahme eines Amtes nach § 36 BBG liegenden ruhege- 
haltfähigen Dienstzeiten. 


13. In wie vielen Fällen wurde Beamten, die seit 1982 gemäß § 36 BBG 
in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurden, noch innerhalb 
von 3 Monaten eine andere Aufgabe im Rahmen der Bundesregie- 
rung übertragen - aufgeschlüsselt nach den Funktionen in § 36 
Abs. 1 Nr. 1 bis 7 BBG bzw. für § 36 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7 BBG nach 
Besoldungsgruppen? 

14. Wie viele Beamte, die seit 1982 gemäß § 36 BBG in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt wurden, wurden innerhalb von fünf Jahren er- 
neut in ein Beamtenverhältnis berufen? 

15. Wieviel Zeit war bis dahin seit der Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand vergangen - aufgeschlüsselt nach den Funktionen in § 36 
Abs. 1 Nr. 1 bis 7 BBG bzw. für § 36 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7 BBG nach 
Besoldungsgruppen? 


Innerhalb des in den Fragen genannten Zeitraumes erfolgte bis 
zur Frist von 5 Jahren in zwei Fällen eine Wiederverwendung, und 
zwar eines Ministerialdirektors nach 5 Monaten und eines an- 
deren Ministerialdirektors nach 1 Jahr und 9 Monaten. 
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16. Wie viele Beamte, die seit 1982 gemäß § 36 BBG in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt wurden, haben nach Ablauf von 5 Jahren eine 
Tätigkeit außerhalb eines Beamtenverhältnisses auf genommen - 
auf geschlüsselt nach den Funktionen in § 36 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 BBG 
bzw. für § 36 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 7 BBG nach Besoldungsgruppen? 


Eine solche Tätigkeit wird vor allem im Rahmen der Anzeige- 
pflicht des Versorgungsberechtigten nach § 62 BeamtVG bekannt, 
die sich auf die Einkünfte aus einer solchen Tätigkeit bezieht. Die 
genannten Versorgungsempfänger leben über das gesamte Bun- 
desgebiet verteilt. Die Mitteilung gemäß § 62 BeamtVG ist ent- 
weder der letzten Dienstbehörde oder der jeweiligen Pensions- 
regelungsbehörde oder der jeweiligen Zahlstelle zu machen. Nur 
mit einem nicht vertretbar hohen Arbeitsaufwand ließe sich des- 
halb die erfragte Zahl ermitteln. 


17. Gibt es Beamte, die seit 1982 gemäß § 36 BBG in den einstweiligen 
Ruhestand versetzt wurden und mit einer erneuten Berufung ins 
Beamtenverhältnis einverstanden waren, obwohl sie nur eine ge- 
ringerwertige bzw. geringer bezahlte Tätigkeit aufnehmen konn- 
ten? 

Wenn ja, um wie viele Beamte handelt es sich - auf geschlüsselt nach 
Besoldungsgruppen? 


Ja, einen Beamten der Besoldungsgruppe B 6 (ohne Staats- 
sekretäre). 


18. Welche Bemühungen unternimmt die Bundesregierung, um Be- 
amte, die gemäß § 36 BBG in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
wurden, erneut in ein Beamtenverhältnis berufen zu können? 


Durch allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 39 BBG ist be- 
stimmt, daß die obersten Dienstbehörden des Bundes Beamte der 
eigenen oder einer anderen Verwaltung des Bundes, die in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt worden sind, nach Möglichkeit 
entsprechend ihrer dienstlichen Leistungsfähigkeit wiederver- 
wenden sollen, wenn nicht zwingende dienstliche Rücksichten 
entgegenstehen . 


19. Welches sind - abgesehen vom Erreichen der Altersgrenze - die 
zehn wichtigsten Gründe dafür, daß eine erneute Berufung der seit 
1982 in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten in das 
Beamtenverhältnis gescheitert ist? 


Einer solchen erneuten Berufung sind bei den herausgehobenen 
Ämtern, um die es hier geht, enge Grenzen gesetzt, da geeignete 
Dienstposten in der Regel nicht vorhanden bzw. bereits besetzt 
sind sowie die Gründe, die zur Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand geführt haben, fortbestehen. 
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20. Stimmt die Bimdesregiemng der Auffassung zu, daß die gegen- 
wärtigen Besoldungsregelungen für Beamte im einstweiligen Ruhe- 
stand nicht dazu geeignet sind, politische Beamte im einstweiligen 
Ruhestand zu motivieren, ihre Arbeitskraft anderweitig innerhalb 
oder außerhalb der Bimdesregiemng für den eigenen Unterhalt ein- 
zusetzen? 

Wenn nein, wamm nicht? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im Rahmen der Re- 
form des Versorgungsrechts auch die gegenwärtigen Regelungen 
für Beamte im einstweiligen Ruhestand überprüfungsbedürftig 
sind. Sie hat daher in der Kabinettsitzung vom 18. Juni 1997 Eck- 
punkte zur weiteren Umsetzung des Versorgungsberichts be- 
schlossen, die bereits detaillierte Änderungsvorschläge enthalten 
und demnächst im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt werden. 


21. Inwieweit nutzt die Bundesregierung die Möglichkeit der Rotation, 
um Belastungen des Bundeshaushalts durch die Versorgung der 
Beamten im einstweiligen Ruhestand zu vermeiden? 


Es entspricht der Praxis innerhalb der Bundesregierung, im Ein- 
zelfall vor einer Versetzung eines politischen Beamten in den 
einstweiligen Ruhestand zu prüfen, ob eine Weiterverwendung 
auf einem anderen Dienstposten möglich ist. 


22. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß Versorgungs- 
bezüge für ehemalige politische Beamte eingespart werden könn- 
ten, wenn eine erneute Berufung in das Beamtenverhältnis nicht an 
die Voraussetzung einer zumindest gleichwertigen Tätigkeit ge- 
bunden wäre? 


Eine erneute Berufung ist nicht zwingend an eine gleichwertige 
Tätigkeit gebunden. Sie kann mit Zustimmung des Beamten im 
Vergleich zu seinem früheren Status auch niederwertiger sein. 


23. Plant die Bundesregierung eine Novellierung der Vorschriften über 
die Versorgungsleistungen im einstweiligen Ruhestand und die er- 
neute Berufung in das Beamtenverhältnis? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 20 verwiesen. 


24. Wenn nicht, warum hält die Bundesregierung an der kosteninten- 
siven Alimentation der ehemaligen und insbesondere der künftigen 
politischen Beamten fest? 


Entfällt. 
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25. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Auswahl lei- 
stungsfähiger politischer Beamter zu verbessern, um so in Zukunft 
kostenintensive Versorgungsleistungen für frühzeitig gescheiterte 
politische Beamte zu vermeiden? 


Dem Anliegen ist auf Initiative der Bundesregierung durch Ein- 
führung eines Beamtenverhältnisses auf Probe in Führungsfunk- 
tionen bereits Rechnung getragen (vgl. Artikel 2 Nr. 4 des Re- 
formgesetzes vom 24. Februar 1997, BGBl. I S. 322). 
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